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STATUTEN

DER

BODENVERBESSERUNGSKÖRPERSCHAFT

……………..
Unter dem Namen "Bodenverbesserungskörperschaft ………………………….." wird eine öffentlich-rechtliche Körperschaft gegründet, die insbesondere den folgenden Bestimmungen untersteht: Art. 703 ZGB; dem Gesetz vom 30. Mai 1990 über die Bodenverbesserungen (GBO); den Gesetzen, Reglementen, Beschlüssen oder Richtlinien über die Bodenverbesserungen sowie diesen Statuten.

Art. 1
ZWECK DER KÖRPERSCHAFT
Die Körperschaft bezweckt :

-
die vereinfachte Güterzusammenlegung der Liegenschaften, die innerhalb des Perimeters des Unternehmens liegen; vereinfacht heisst insbesondere die Erstellung eines minimalen Wegnetzes, eine vereinfachte Bonitierung des Bodens, eine vereinfachte Schätzung der vorübergehenden Werte und der Mehr- und Minderwerte sowie eine vereinfachte Vermarkung.

-
die Erstellung der kulturtechnischen Anlagen;

-
den Unterhalt der Werke der Körperschaft, falls diese nicht von Dritten, insbesondere von den Gemeinden, übernommen werden;

Art. 2
SITZ DER KÖRPERSCHAFT
Der Sitz der Körperschaft befindet sich in ……………………………..
Art. 3
DAUER
Das Bestehen der Körperschaft ist unbefristet. Ihre Auflösung bedarf der Bewilligung des Staatsrates.

Art. 4
PERIMETER
Der Perimeter der Genossenschaft ist auf dem vom Ingenieur- und Geometerbüro .............................................................................., in......................................erstellten Plan 1:5'000, vom .................................... festgelegt.

Der Perimeter kann gemäss den gesetzlichen Bestimmungen geändert werden.

Art. 5
MITGLIEDER
Sämtliche Grundstückeigentümer, die im Grundbuch eingetragen sind und deren Grundstücke im Perimeter liegen, gehören der Körperschaft an (Art. 26 und 36 GBO).

Art. 6
VERTRETUNG (Art. 27 GBO)
1Inhaber von Miteigentums- und von Gesamteigentumsrechten werden durch einen einzigen Handlungsbevollmächtigten vertreten, der eine schriftliche Vollmacht besitzt und nur über eine Stimme verfügt.

2Die übrigen Eigentümer können sich durch Personen vertreten lassen, die über eine schriftliche Vollmacht verfügen. Ein Vertreter darf aber nicht mehr als zwei Vollmachten besitzen.

Art. 7
KÖRPERSCHAFTSORGANE (Art. 35 GBO)
Die Körperschaftsorgane sind:

a)
die Generalversammlung;

b)
der Vorstand;

c)
die Revisionsstelle;

d)
die Schätzungskommission.

Art. 8
UNVEREINBARKEIT
Verwandte und Verschwägerte bis und mit dem Grad eines Neffen sowie die Ehegatten von Geschwistern dürfen nicht gleichzeitig dem Vorstand, der Revisionsstelle oder der Schätzungskommission angehören. Die gleichen Regeln sind für den Sekretär und den Kassier bezüglich der Mitglieder des Vorstandes und der Revisionsstelle anwendbar. Die Mitglieder der Revisionsstelle müssen ausserhalb der Körperschaftsmitglieder gewählt werden.

Art. 9
DIE GENERALVERSAMMLUNG
1Die Generalversammlung setzt sich aus allen Mitgliedern der Körperschaft oder ihren Vertretern zusammen (Art. 36 GBO).

2Die Generalversammlung tritt alljährlich und ausserdem auf Einberufung durch den Vorstand hin oder auf schriftliches und begründetes Gesuch eines Fünftels der Körperschaftsmitglieder zusammen (Art. 38 GBO).

3Die Einladung, auf der die Traktandenliste aufgeführt ist, wird mindestens 20 Tage vor der Generalversammlung jedem Körperschaftsmitglied persönlich zugestellt (Art. 38 GBO). Sie muss zudem einmal im Amtsblatt des Kantons Freiburg veröffentlicht werden.

Art. 10
ABSTIMMUNGEN UND WAHLEN
1Die ordnungsgemäss einberufene Generalversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden in der Regel mit dem Handmehr gefasst, sofern nicht ein Fünftel der anwesenden Mitglieder eine geheime Abstimmung verlangt.

2Die Beschlüsse werden mit der relativen Mehrheit der Stimmen gefasst, wobei Enthaltungen, leere und ungültige Stimmzettel nicht gezählt werden. Jeder Eigentümer verfügt dabei, unabhängig von der Fläche seiner Grundstücke, nur über eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt der Präsident den Stichentscheid (Art. 29 GBO). Art. 28 GBO bleibt vorbehalten.

Art. 11
BEFUGNISSE DER GENERALVERSAMMLUNG
Die Generalversammlung fasst alle Beschlüsse, welche nicht einem anderen Organ vorbehalten sind.

Sie hat insbesondere folgende Befugnisse :

a) sie genehmigt und ändert die Statuten sowie das Unterhaltsreglement, unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Staatsrat;

b) sie wählt den Präsidenten, die Vorstandsmitglieder, die Revisionsstelle sowie, gegebenenfalls, ihren Stellvertreter;

c) sie wählt den Präsidenten;

d) sie wählt die Mitglieder der Schätzungskommission und der technischen Leitung, unter Vorbehalt der Bestätigung durch die Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft;

e) sie genehmigt den Jahresbericht des Vorstandes und die Jahresrechnung;

f) sie nimmt die wesentlichen Änderungen des Perimeters des Unternehmens vor und beschliesst die Ausführung oder eine bedeutende Änderung des Projekts. Der Beschluss wird gemäss Art. 28 GBO gefasst;

g) sie entscheidet über die Schaffung von Unterperimetern (Art. 53 und 54 GBO);

h) sie setzt die Kostenvorschüsse fest und bestimmt, wie der Anteil der Eigentümer an den Ausführungs- und Unterhaltskosten zu zahlen ist;

i) sie entscheidet über die Aufnahme von Krediten;

j) sie genehmigt den Kauf und Verkauf von Grundstücken;

k) sie entscheidet über die Auflösung der Körperschaft, unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Staatsrat.

Art. 12
DER VORSTAND
1Der Vorstand setzt sich aus ..... Personen zusammen, wovon mindestens ..... Mitglied(er) des amtierenden Gemeinderates von ......................., welches von diesem bestimmt wird. Der Vorstand wird für ..... Jahre gewählt und ist wiederwählbar.

2Der Vorstand hat folgende Befugnisse :

a) er ernennt seinen Vizepräsidenten;

b) er ernennt den Sekretär und den Kassier der Körperschaft, welche ausserhalb der Körperschaftsmitglieder gewählt werden können; die Ausübung der beiden Ämter durch eine Person ist zulässig; er erstellt das Pflichtenheft des Kassiers;

c) er leitet das Unternehmen unter Aufsicht des Amtes für Landwirtschaft (nachfolgend : das zuständige Amt);

d) er vertritt die Körperschaft nach innen und nach aussen und verpflichtet sie durch die Unterschrift des Präsidenten oder des Vizepräsidenten und des Sekretärs oder des Kassiers;

e) er unterbreitet der Generalversammlung einen Bericht und informiert das zuständige Amt regelmässig über den Geschäftsgang der Körperschaft und den Fortgang der Arbeiten;

f) er führt die Auflagen durch;

g) er wacht über die Ausführung der Beschlüsse der Generalversammlung, der Schätzungskommission und der Rekurskommission für Bodenverbesserungen sowie über die Einhaltung der Gesetzesbestimmungen und der Subventionsbedingungen;

h) er nimmt die Ausschreibung und die Vergebung der Arbeiten vor. Die Wahl der Unternehmung bedarf der Bestätigung durch das zuständige Amt;

i) er ordnet die Ausführung der Arbeiten an und überwacht diese in ständiger Zusammenarbeit mit der technischen Leitung und der Schätzungskommission;

j) er entscheidet über die geringfügigen Projektänderungen;

k) er schlägt der zuständigen Behörde die Verkehrsbeschränkungen vor, die auf den von der Körperschaft gebauten Wegen gelten sollen;

l) er beschliesst die wichtigsten technischen Merkmale der Wege auf Vorschlag der Schätzungskommission und unter Vorbehalt der Genehmigung durch die betroffenen öffentlichen Stellen. Die Gemeinden werden hiezu befragt;

m) er zieht die Beiträge der Mitglieder und von Dritten an die Verbesserungs- und Unterhaltskosten ein. Bevor der Vorstand beschliesst, ein Mitglied der Körperschaft ganz oder teilweise von seiner Beitragspflicht zu befreien, holt er die Stellungnahme der Schätzungskommission ein.

n) er beaufsichtigt und organisiert den Unterhalt;

o) er schliesst die erforderlichen Versicherungen ab.

3Der Präsident beruft den Vorstand regelmässig ein. Er beruft ihn ebenfalls auf Ersuchen eines Vorstandsmitglieds, der Schätzungskommission oder des zuständigen Amtes ein.

4Der Vorstand ist nur beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Bei Stimmengleichheit gibt der Präsident den Stichentscheid.

5Wer ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht und ein schriftliches Gesuch stellt, kann die Auszüge der Sitzungsprotokolle des Vorstandes mit dessen Einverständnis einsehen.

Art. 13
DER SEKRETÄR
Der Sekretär hat neben den üblichen Sekretariatsarbeiten folgende Aufgaben:

a) er führt das Protokoll der Generalversammlungen und der Vorstandssitzungen;

b) er übermittelt dem zuständigen Amt und der technischen Leitung eine Kopie der Protokolle und des relevanten Schriftwechsels;

c) er führt das Dossier der Körperschaft ab deren Gründung.

Art. 14
DIE REVISIONSSTELLE
1Die Revisionsstelle und, gegebenenfalls, ihr Stellvertreter werden für die Dauer von sechs Jahren ernannt und sind nicht wiederwählbar.

2Die Revisionsstelle überprüft die Geschäftsführung des Vorstandes, insbesondere:

a) die ordnungsgemässe Buchführung;

b) die Bilanz und die Rechnungen mit den Belegen;

c) die Übereinstimmung des ausgewiesenen Kassenbestandes und der übrigen Guthaben der Körperschaft mit der Buchhaltung.

3Sie unterbreitet der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Anträgen. Sie ist verpflichtet, an der Generalversammlung teilzunehmen, falls ein Gegenstand diskutiert wird, der ihre Tätigkeit betrifft.

Allfällige Unregelmässigkeiten werden dem Vorstand unverzüglich mitgeteilt, der gegebenenfalls eine Generalversammlung einberuft.

Der schriftliche Bericht der Revisionsstelle wird mit den Anträgen dem Protokoll der Generalversammlung beigelegt.

Art. 15
DIE SCHÄTZUNGSKOMMISSION
1Die gemäss Art. 43 GBO zusammengesetzte Schätzungskommission wird für die Dauer des Unternehmens gewählt. Der Geometer ist ihr Sekretär. Der Stellvertreter nimmt an den Sitzungen der Schätzungskommission teil. Er hat beratende Stimme, wenn die Kommission vollzählig tagt.

2In Verbindung mit dem zuständigen Amt und der technischen Leitung hat sie insbesondere folgende Aufgaben:

a) sie legt den endgültigen Perimeter des Unternehmens fest;

b) sie schätzt den Wert des Bodens, die vorübergehenden Werte sowie die Mehr- und Minderwerte und setzt die Entschädigungen fest;

c) sie verteilt die neuen Parzellen und die damit verbundenen dinglichen Rechte;

d) sie teilt die Ausführungs- und Unterhaltskosten auf;

e) sie legt das von der Körperschaft geplante Wegnetz fest und klassiert die Wege in Zusammenarbeit mit den betroffenen Gemeinden;

f) sie entsendet ein oder mehrere Mitglieder an die Auflagen der Körperschaft;

g) sie erledigt die bei den Auflagen eingereichten Einsprachen, die in ihrer Kompetenz stehen;

h) sie ersucht das Friedensgericht um die Einsetzung einer Beistandschaft oder um die Ernennung eines Verwalters, falls trotz ihrer Nachforschungen ein Eigentümer nicht ausfindig gemacht werden kann.

3Sie kann die Körperschaft nur mit dem Einverständnis des Vorstandes und des zuständigen Amtes zum Bau eines Werkes verpflichten.

4Die Schätzungskommission führt über alle Besprechungen und Beschlüsse Protokoll.

Art. 16
ENTSCHÄDIGUNGEN
Die Vorstandsmitglieder, der Sekretär, der Kassier, sowie die Mitglieder der Schätzungskommission erhalten für die Ausübung ihres Amtes eine Entschädigung, welche sich nach dem Tarif des kantonalen Amtes für Landwirtschaft richtet.

Art. 17
DISZIPLINARMASSNAHMEN
1Der Vorstand beschliesst im Einvernehmen mit dem zuständigen Amt Massnahmen gegen Mitglieder der Organe, den Sekretär, den Kassier oder die technische Leitung, falls diese ihren Aufgaben fahrlässig oder vorsätzlich nicht nachkommen.

2Die Massnahmen sind:

a) der Verweis;

b) die Busse bis 5'000 Franken;

c) die Amtsenthebung.

Eine Klage auf Schadenersatz bleibt vorbehalten.

3Der Vorstand hört die betreffende Person an. Diese ist weder bei der Beratung, noch bei der Beschlussfassung anwesend.

Die Amtsenthebung wird von der Generalversammlung beschlossen oder bestätigt.

Art. 18
VOR DER AUSFÜHRUNG GETROFFENE MASSNAHMEN
1Bei der Vorbereitung und der Ausführung der Arbeiten haben die Körperschaftsmitglieder die vermessungs- oder kulturtechnischen Arbeiten auf ihren Liegenschaften, insbesondere Pflöcke, Schnurgerüste, Signale, Materialdepots usw., zu dulden. Sie dürfen den Zutritt zu ihren Grundstücken den Personen, die aufgrund ihrer Funktion dort zu tun haben, nicht verweigern.

2Wer Pflöcke oder Grenzzeichen ohne die Bewilligung der Bauleitung entfernt oder unbrauchbar macht, hat die Wiederherstellungskosten zu tragen. Eine Klage auf Schadenersatz bleibt vorbehalten.

Art. 19
HOLZSCHLAEGE
1Der Schlag von Einzelbäumen und die Entfernung von Hecken müssen vom kantonalen Amt für Landwirtschaft bewilligt werden. Für den Unterhalt von Waldrändern ist das Amt für Wald, Wild und Fischerei zuständig.

2Der Eigentümer muss sein schriftliches Gesuch um Bewilligung vor dem 1. Oktober an das zuständige Amt richten.

3Die Zuständigkeit der Gemeinden bleibt vorbehalten.

Art. 20
ENTSCHÄDIGUNG FÜR ERNTEAUSFÄLLE
Für Ernteausfälle und für die vorzeitige Inbesitznahme des Bodens aufgrund der gemeinschaftlichen Arbeiten der Körperschaft wird ausser in Sonderfällen keine Entschädigung ausgerichtet.

Art. 21
KOSTEN
1Die Kosten des Unternehmens sind gedeckt :

a)
durch die Beiträge des Bundes und des Kantons;

b)
durch eventuelle Beiträge der Gemeinden;

c)
durch die Beteiligung der Eigentümer und der interessierten Dritten.

2Die Bau- und Unterhaltskosten, die nicht durch Subventionen und Beiträge gedeckt sind, werden unter den Eigentümern aufgeteilt, und zwar im Verhältnis zu den Vorteilen, welche diese aus den Arbeiten ziehen.

3Der Verzugszins für die Jahresbeiträge und die übrigen Verbindlichkeiten der Eigentümer wird zu dem in Anwendung von Artikel 206 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern festgesetzten Zinssatz berechnet.

Art. 22
ÄNDERUNG DER STATUTEN UND AUFLÖSUNG DER KÖRPERSCHAFT
Eine Änderung der Statuten ist nur möglich, wenn sie auf der Traktandenliste der allen Mitgliedern zugestellten Einladung zur Generalversammlung vorgesehen ist.

Dasselbe gilt für die Auflösung der Körperschaft.

Die Änderung der Statuten und die Auflösung der Körperschaft bedürfen der Genehmigung des Staatsrates.

Art. 23
SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Diese Statuten ersetzen diejenigen vom ................................. und treten unter Vorbehalt ihrer Genehmigung durch den Staatsrat unverzüglich in Kraft.

Jedes Mitglied erhält ein Exemplar.

Also beschlossen von der Generalversammlung am .................... in ............................


Für die Bodenverbesserungskörperschaft ................................


Der Präsident :
Der Sekretär :

Genehmigt durch den Staatsrat des Kantons Freiburg, am

